
‌M itte Juli hat die Europäische Kom­
mission ein Gesetzespaket vorge­

schlagen, um das gesetzlich festgelegte 
Europäische Klimaziel für 2030 der Ver­
ringerung der Nettoemissionen um min­
destens 55 % im Vergleich zu 1990 in ver­
antwortungsvoller Weise zu erreichen 
(EU 2021). Ein zentraler Vorschlag ist 
die Stärkung und Erweiterung des Euro­
päischen Emissionshandels in kosten­
effizienter Weise bei gleichzeitiger Be­
rücksichtigung der Notwendigkeit eines 
gerechten Übergangs und des Erforder­
nisses, dass alle Sektoren zu den Klima­
schutzbemühungen der EU beitragen 
(EC 2021 a).

Derzeit entfallen 36 % der direkten und 
indirekten energiebezogenen Treibhaus­
gasemissionen in der EU auf den Gebäu­
desektor, der über ein großes kosteneffi­
zientes Potenzial zur Emissionsreduktion 
verfügt. Über die Hälfte dieser Emissio­
nen, die seit 2014 EU‑weit angestiegen 
sind, ist bereits durch das bestehende 
EU‑Emissionshandelssystem abgedeckt. 
Dies gilt vor allem für die Stromver­
sorgung von Gebäuden und den Groß- 
teil der Fernwärmeemissionen. Viele 
Häuser und Wohnungen werden jedoch 
immer noch mit veralteten Systemen 
geheizt, die umweltschädliche fossile 
Brennstoffe wie Kohle und Öl verwen­
den. Auch der Straßenverkehrssektor 
verfügt über ein erhebliches kosteneffi­
zientes Reduktionspotenzial. Gegenwär­

tig entfällt ein Fünftel der Treibhausgas­
emissionen in der EU auf den Straßen­
verkehr, und seine Emissionen sind seit 
1990 um mehr als ein Viertel gestiegen.

Die Kommission schlägt vor, ab 2026 
Emissionshandel auch für den Gebäude­
sektor und den Straßenverkehr einzufüh­
ren. Dies würde – im Kontext anderer Re­
gulierungsmaßnahmen – für mehr und 
stärker harmonisierte wirtschaftliche An­
reize sorgen, die Emissionen in diesen 
beiden Sektoren in der EU zu reduzie­
ren, und somit die Gewissheit erhöhen, 
dass dies auch geschieht. Die Zielvorgabe 
bis 2030 is kohärent mit den kosteneffi­
zienten Beiträgen der erfassten Sektoren 
von 43 % Emissionsminderung im Ver­
gleich zu 2005. Die Ausweitung auf den 
Gebäudesektor und den Straßenverkehr 
erfordert einen „Upstream“-Ansatz, der 
auf Einrichtungen wie Brennstoffanbie­
ter, die den regulierten Sektoren vorgela­
gert sind, ausgerichtet ist. Dies ist auch 
im deutschen Brennstoffemissionshan­
delsgesetz der Fall.

Der neue EU-Emissionshandel sollte 
über ein separates, aber verwandtes Sys­
tem für diese Sektoren erfolgen. Eine et­
waige Zusammenführung mit dem be­
stehenden EU‑EHS sollte erst 2031 auf 
Grundlage der gesammelten Erfahrun­
gen geprüft werden.

Alle Emissionsrechte im neuen Emis­
sionshandel sollen versteigert werden. 
Einnahmen könnten in diesen Sektoren 

zur Abfederung der sozialen Folgen ein­
gesetzt und in Maßnahmen investiert 
werden, die auf die Beschleunigung der 
Gebäuderenovierungswelle und die Nut­
zung emissionsfreier Fahrzeuge sowie 
auf die Entwicklung der erforderlichen 
Infrastruktur wie zum Beispiel strate­
gisch platzierter intelligenter Tank- und 
Ladestationen für emissionsfreie Fahr­
zeuge abzielen. Unterstützungsmaßnah­
men zur Förderung der Energieeffizienz 
in benachteiligten oder einkommens­
schwachen Haushalten könnten ebenfalls  
dazu beitragen, exzessive Verteilungs- 
effekte zu vermeiden. Deshalb schlägt 
die Kommission zugleich einen Klima-
Sozialfonds in Höhe von 72,2 Milliarden 
Euro vor, der 25 % der voraussichtlichen 
Versteigerungseinnahmen entspricht. 
Gemäß dem Vorschlag steuern die Mit­
gliedstaaten finanzielle Mittel in gleicher 
Höhe bei, sodass der Fonds 144,4  Mrd. 
Euro für einen sozial gerechten Über­
gang mobilisieren würde (EC 2021 b). 
Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf 
benachteiligten Haushalten, Kleinstun­
ternehmen und Verkehrsnutzer/innen.
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EU-Emissionshandel für Verkehr und Gebäude

Ein Vorschlag für sozial 
abgefederte Kohlenstoffpreise
Die Rolle der CO22-Bepreisung im Gebäude- und Verkehrssektor 
in Deutschland haben Lerch und Rudolph in Ökologisches​Wirt-
schaften 3/21 analysiert. In ihrem Beitrag befürworten sie einen 
EU‑Emissionshandel für eine effizientere Klimapolitik mit 
sozialem Ausgleich. Sie befürchteten aber, dass diese Chance 
nicht konsequent genutzt würde. Auf Grundlage des aktuellen 
Kommissionsvorschlags können neue Ansatzpunkte für den 
Emissionshandel entwickelt werden.
Von Jan Nill
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